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Änderungsantrag von Willy Meyer Pleite

Änderungsantrag 1
Ziffer 1

1. weist darauf hin, dass die Menschenrechte universell und unteilbar sind und zwischen 
Achtung der Menschenrechte und der kulturellen Verschiedenartigkeit, Demokratie 
und Entwicklung eine wechselseitige Abhängigkeit besteht;

Or. es

Änderungsantrag von Willy Meyer Pleite

Änderungsantrag 2
Ziffer 2

2. erwartet die Ergebnisse des Gipfeltreffens der Vereinten Nationen im September 2005 
mit großem Interesse; weist darauf hin, dass der Kampf gegen die Armut ohne einen 
umfassenden Ansatz, der neben Reformen zugunsten der Entwicklungsländer auch 
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den Schutz der Menschenrechte und die Achtung der demokratischen Werte 
beinhaltet, nicht möglich sein wird;

Or. es

Änderungsantrag von María Elena Valenciano Martínez-Orozco

Änderungsantrag 3
Ziffer 2

2. erwartet die Ergebnisse des Gipfeltreffens der Vereinten Nationen im September 2005 
mit großem Interesse; weist darauf hin, dass der Kampf gegen die Armut ohne einen 
umfassenden Ansatz, der auch den Schutz der Menschenrechte und die Achtung der 
demokratischen Werte und Grundsätze beinhaltet, nicht möglich sein wird;

Or. es

Änderungsantrag von Marie-Hélène Aubert im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Änderungsantrag 4
Ziffer 2 a (neu)

2a. in der Erwägung, dass in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und im 
Übereinkommen über bürgerliche und politische Rechte freie und faire Wahlen 
Grundrechte verankert sind, die es der Bevölkerung ermöglichen, ihrem freien 
Willen Ausdruck zu verleihen;;

Or. fr

Änderungsantrag von Marie-Hélène Aubert im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Änderungsantrag 5
Ziffer 2 b (neu)

2b. vertritt die Ansicht, dass bestimmte Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit als 
demokratisch, frei und fair gelten können: Achtung der politischen und 
bürgerlichen Rechte, Achtung der Meinungs- und Informationsfreiheit, 
gleichberechtigter Zugang zu den öffentlichen Kommunikationsmedien und 
Achtung eines politischen Pluralismus, der den Wählern eine echte Auswahl 
ermöglicht;

Or. fr
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Änderungsantrag von María Elena Valenciano Martínez-Orozco

Änderungsantrag 6
Ziffer 3

3. weist darauf hin, dass die Menschenrechte fester Bestandteil der Außenpolitik der 
Europäischen Union sind und dass die Menschenrechts- und Demokratieklausel ein 
unverzichtbarer Bestandteil der Abkommen mit Drittstaaten – Entwicklungsländern 
ebenso wie Industrieländern – ist, und fordert eine wirksame Anwendung dieser 
Klausel;

Or. es

Änderungsantrag von Marie-Hélène Aubert im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Änderungsantrag 7
Ziffer 4 a (neu)

4a. fordert die Kommission und den Rat auf, transparente und konsequente 
Sanktionen, die auf eindeutigen Kriterien beruhen, gegen alle Drittländer zu 
verhängen, wenn die Menschenrechtsklauseln nicht eingehalten werden, um zu 
vermeiden, dass in dieser Frage mit zweierlei Maß gemessen wird;

Or. fr

Änderungsantrag von Willy Meyer Pleite

Änderungsantrag 8
Ziffer 5

entfällt

Or. en

Änderungsantrag von Marie-Hélène Aubert im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Änderungsantrag 9
Ziffer 5 a (neu)

5a. fordert den Rat und die Kommission auf, konkrete, kohärente und transparente 
Kriterien für die Bewertung des Demokratisierungsprozesses in Drittländern 
aufzustellen, einschließlich demokratischer Wahlen, unter dem Gesichtspunkt der 
Achtung der Menschenrechte, der Rechtsstaatlichkeit und der Demokratisierung 
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der Gesellschaft allgemein;

Or. fr

Änderungsantrag von María Elena Valenciano Martínez-Orozco

Änderungsantrag 10
Ziffer 5 a (neu)

5a. fordert ein offeneres Verfahren in der Phase der Verhandlungen über die 
Abkommen, das eine stärkere Beteiligung des Europäischen Parlaments und der 
Zivilgesellschaft vorsieht;

Or. es

Änderungsantrag von María Elena Valenciano Martínez-Orozco

Änderungsantrag 11
Ziffer 5 b (neu)

5b. fordert, dass sich die Klausel auf einen Text stützt, der in der Rechtspyramide des 
Unterzeichnerstaats eine vorrangige Stellung einnimmt; dies sollte vor 
Unterzeichnung der Abkommen vereinbart werden;

Or. es

Änderungsantrag von María Elena Valenciano Martínez-Orozco

Änderungsantrag 12
Ziffer 5 c (neu)

5c. empfiehlt, dass im Text der Klausel auf spezifische internationale Rechtsakte der 
Vereinten Nationen wie den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte, das Übereinkommen gegen Folter, das Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes, das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der 
Frau und die Erklärung über die Rechte von Personen, die nationalen oder 
ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören, verwiesen wird;

Or. es
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Änderungsantrag von María Elena Valenciano Martínez-Orozco

Änderungsantrag 13
Ziffer 7

7. fordert die regionalen Organisationen und die Entwicklungsländer sowie andere 
Drittstaaten, mit denen die EU Abkommen geschlossen hat, auf, sich vorbehaltlos für 
verantwortungsvolle Staatsführung, Korruptionsbekämpfung, Demokratie, 
Rechtsstaatlichkeit, Achtung der Menschenrechte und wirtschaftlichen Fortschritt 
einzusetzen, die für den Erfolg der zur Ausmerzung der Armut ergriffenen 
Maßnahmen unentbehrlich sind;

Or. es

Änderungsantrag von José Ribeiro e Castro

Änderungsantrag 14
Ziffer 7

7. fordert die regionalen Organisationen und die Entwicklungsländer auf, sich 
vorbehaltlos für verantwortungsvolle Staatsführung, Transparenz und 
Korruptionsbekämpfung, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Achtung der 
Menschenrechte und wirtschaftlichen Fortschritt einzusetzen, die für den Erfolg der 
zur Ausmerzung der Armut ergriffenen Maßnahmen unentbehrlich sind;

Or. en

Änderungsantrag von José Ribeiro e Castro

Amendment 15
Ziffer 7 a (neu)

7a. betont die dringende Notwendigkeit, die Stabilisierungsbemühungen von Ländern 
in "PostConflikt"-SituationenNachkriegssituationen zu unterstützen; 

Or. en

Änderungsantrag von Willy Meyer Pleite

Änderungsantrag 16
Ziffer 8

8. unterstreicht die Notwendigkeit, bei Sanktionen die jeweilige Bevölkerung möglichst 
wenig in Mitleidenschaft zu ziehen, sondern zu versuchen, im Rahmen des Möglichen 
eine unmittelbar der Bevölkerung zugute kommende Hilfe zu entwickeln, nötigenfalls
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über die UNO und nichtstaatliche Organisationen; weist darauf hin, dass in jedem Fall 
die humanitäre Hilfe politisch neutral ist und dass es möglich sein muss, sie immer 
dann zu leisten, wenn ihre Notwendigkeit spürbar wird;

Or. es

Änderungsantrag von Willy Meyer Pleite

Änderungsantrag 17
Ziffer 9 erster Gedankenstrich

– den ausdrücklichen Hinweis auf die internationalen Verpflichtungen im Bereich der 
Achtung der Menschenrechte als unverzichtbare Bestandteile des Abkommens; 
(entfällt)

Or. es

Änderungsantrag von José Ribeiro e Castro

Amendment 18
Ziffer 9 a (neu)

9a. bedauert, dass die anhaltenden Menschenrechtsverletzungen Kubas den Beitritt des 
Landes zum Abkommen von Cotonou verhindert haben und verurteilt, dass auf 
Kuba Personen inhaftiert werden, weil sie ihre Grundrechte auf Meinungs-, 
Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit oder Freizügigkeit wahrgenommen 
haben; fordert Kuba auf, Personen freizulassen, die unter Missachtung ihrer 
Rechte gefangen gehalten werden und appelliert nachdrücklich an die kubanische 
Regierung, Rechtsreformen durchzuführen, um das innerstaatliche Recht mit 
grundlegenden internationalen Menschenrechtsnormen in Übereinstimmung zu 
bringen;

Or. en

Änderungsantrag von María Elena Valenciano Martínez-Orozco

Änderungsantrag 19
Ziffer 9 a (neu)

9a. fordert ein ausgefeilteres, präziseres und detaillierteres Konsultations- und 
Suspensionsverfahren, was die Anwendung der Klausel erleichtern würde;

Or. es
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Änderungsantrag von María Elena Valenciano Martínez-Orozco

Änderungsantrag 20
Ziffer 10

10. beharrt darauf, dass Transparenz einer der Grundsätze ist, auf denen jedes 
Konsultations- und Sanktionsverfahren beruhen muss, und fordert eine stärkere 
Einbindung des Europäischen Parlaments und der Zivilgesellschaft in diese Prozesse;

Or. es

Änderungsantrag von Willy Meyer Pleite

Änderungsantrag 21
Ziffer 10

10. beharrt darauf, dass Transparenz einer der Grundsätze ist, auf denen jedes Verfahren
der humanitären Hilfe und jedes Sanktionsverfahren beruhen muss, und fordert eine 
stärkere Einbindung des Europäischen Parlaments in diese Prozesse;

Or. es

Änderungsantrag von Willy Meyer Pleite

Änderungsantrag 22
Ziffer 13

13. geht davon aus, dass die AKP-Staaten wachsam bleiben müssen, um Fälle von 
Menschenrechtsverletzungen schon im Vorfeld aufzudecken; ist ferner der Ansicht,
dass diese Staaten eigene Initiativen ergreifen müssen um Fälle von 
Menschenrechtsverletzungen zu ermitteln und zu verfolgen;

Or. es

Änderungsantrag von María Elena Valenciano Martínez-Orozco

Änderungsantrag 23
Ziffer 13

13. geht davon aus, dass die AKP-Staaten wachsam bleiben müssen, um Fälle von 
Menschenrechtsverletzungen schon im Vorfeld aufzudecken; empfiehlt ferner, dass 
diese Staaten eigene Initiativen ergreifen müssen, um Fälle von 
Menschenrechtsverletzungen zu ermitteln und dagegen Sanktionen zu verhängen;

Or. es
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Änderungsantrag von María Elena Valenciano Martínez-Orozco

Änderungsantrag 24
Ziffer 14

entfällt

Or. es

Änderungsantrag von Willy Meyer Pleite

Änderungsantrag 25
Ziffer 14

14. bedauert, dass die Verhängung bzw. Aufhebung von Sanktionen nicht immer 
objektiven Kriterien gehorcht (Streichung);

Or. es

Änderungsantrag von María Elena Valenciano Martínez-Orozco

Änderungsantrag 26
Ziffer 14 a (neu)

14a. empfiehlt den jährlichen Austausch von Daten zur Menschenrechtssituation 
zwischen der EU und dem jeweiligen Unterzeichnerstaat des Abkommens, wobei 
auch ein Verfahren zur Konsultation der NRO vorgesehen werden sollte;

Or. es

Änderungsantrag von María Elena Valenciano Martínez-Orozco

Änderungsantrag 27
Ziffer 14 b (neu)

14b. fordert, dass in jedem Land, mit dem ein Abkommen unterzeichnet wurde, das die 
Klausel enthält, ein Mitglied der Delegation der Kommission mit der Aufgabe 
betraut wird, über ihre Einhaltung zu wachen;

Or. es
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Änderungsantrag von Willy Meyer Pleite

Änderungsantrag 28
Ziffer 15

entfällt

Or. en


